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 Vorwort V 

 
 

Vorwort 
Vorwort 

 
Das Datenschutzrecht ist seit 2018 nun europäisch. Es ist aber mehr als nur  

die DS-GVO. Für sein Verständnis und die Anwendung muss auch auf seine  
Grundlagen, sein Herkommen und seine primär- und verfassungsrechtliche Ver- 
ortung geschaut werden. Dieser seit der 1. Auflage bewährte grundlagenbezogene 
Ansatz wurde beibehalten. Insgesamt ist die vorliegende aktualisierte Neuauflage auf 
dem Stand von Herbst 2024, insbesondere einschließlich der EU-Digital- und  
-Datenrechtsakte. Unter möglichster Beibehaltung der Kapitel- und Randnummern 
haben wir den Fokus noch stärker hin zum europäischen Primärrecht verschoben. 
Auch sind die Verarbeitungsgrundsätze (→ § 12 Rn. 1 ff.) und Erlaubnistatbestände 
(→ § 13 Rn. 1 ff. u. → § 14 Rn. 1 ff.) inhaltlich und gliederungsmäßig stärker heraus-
gehoben. Neu hinzugekommen ist ein Kapitel zum Daten- und Privatheitsschutz auf 
der Ebene des Völkerrechts (→ § 5 Rn. 1 ff.). 

Diese Auflage ist größtenteils in Passau besorgt worden. Hierfür danken die  
Autoren herzlich Herrn Marvin Gülker für die Betreuung der Überarbeitung  
und kritische Ergänzungen und Anregungen an vielen Stellen sowie Herrn Peer Son-
nenberg für einen Entwurf des neuen § 5 zum völkerrechtlichen Datenschutz. Die 
neue Auflage wäre ohne die Unterstützung durch die Hilfskräfte des Lehrstuhls und 
von der Forschungsstelle für das Recht der Digitalisierung (FREDI) nicht möglich 
gewesen; hier geht unser Dank (in alphabetischer Reihenfolge) an Rüveyda-Fatıma 
Atasoy, Matthias Biller, Paul Deisenrieder, Korbinian Deutinger, Franziska Fahl,  
Marius Homp, Quentin Klink, Julia Lebmann, Livia Leidholdt, Eden Misdziol,  
Clemens Spirkl und Clara Ziegltrum. 

 
Passau/Frankfurt a. M./Düsseldorf 
im Februar 2025 Kai von Lewinski 
 Giselher Rüpke 
 Jens Eckhardt 
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